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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Das Europäische Parlament hob 
in seinen Entschließungen vom 14. März 
2018 und vom 30. Mai 2018 zum 
Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 
2021–2027 die große Bedeutung der 
bereichsübergreifenden Grundsätze 
hervor, die dem MFR 2021–2027 und 
allen damit verbundenen Politikbereichen 
der Union zugrunde liegen sollten. In 
diesem Zusammenhang bekräftigte das 
Europäische Parlament seinen 
Standpunkt, dass die Union ihrer Zusage, 
bei der Umsetzung der Ziele für 
nachhaltige Entwicklung der Vereinten 
Nationen mit gutem Beispiel 
voranzugehen, Taten folgen lassen muss, 
und bedauerte, dass es in den 
Vorschlägen zum MFR diesbezüglich an 
klarem und erkennbarem Engagement 
mangelt. Das Europäische Parlament 
forderte deshalb, dass die Ziele für 
nachhaltige Entwicklung in alle 
Politikbereiche der Union und alle 
Initiativen des nächsten MFR einfließen. 
Es hob außerdem hervor, dass die 
Beseitigung von Diskriminierung eine 
grundlegende Voraussetzung dafür ist, 
dass die Verpflichtungen der Union mit 
Blick auf ein inklusives Europa erfüllt 
werden können, und forderte deshalb, 
dass die Bemühungen um Gender 
Mainstreaming und 
Geschlechtergleichstellung auf alle 
Politikbereiche der Union und alle 
Initiativen des nächsten MFR ausgedehnt 
werden. Das Europäische Parlament 
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unterstrich seinen Standpunkt, wonach 
die bereichsübergreifenden Ausgaben für 
den Klimaschutz aufgrund des 
Übereinkommens von Paris gegenüber 
dem aktuellen MFR drastisch erhöht 
werden und möglichst bald, spätestens 
jedoch 2027, 30 % betragen sollten.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Das Europäische Parlament 
bekräftigte in seiner Entschließung vom 
30. Mai 2018 zu den Themen 
„Mehrjähriger Finanzrahmen 2021–
2027“ und „Eigenmittel“ seinen festen 
Standpunkt in Bezug auf die notwendige 
Mittelausstattung der wichtigsten 
Politikbereiche der Union im MFR 2021–
2027, damit die in diesen Bereichen 
verfolgten Zwecke und Ziele erreicht 
werden können. Es forderte mit 
besonderem Nachdruck, dass die 
spezifischen Mittel aus dem MFR für 
KMU und für die Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit verdoppelt werden. 
Es begrüßte mehrere Vorschläge, mit 
denen die derzeitigen Bestimmungen 
verbessert werden, und zwar in erster 
Linie die höheren Zuweisungen für 
besondere Instrumente. Es bekundete 
seine Absicht, zusätzliche Verbesserungen 
auszuhandeln, wo sich dies als notwendig 
erweist.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Entlassene Arbeitnehmer und (18) Entlassene Arbeitnehmer und 
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Selbstständige, die ihre Erwerbstätigkeit 
aufgegeben haben, sollten unabhängig von 
der Art ihres Beschäftigungsvertrags oder -
verhältnisses gleichermaßen Zugang zum 
EGF haben. Deshalb sollten entlassene 
Arbeitnehmer ebenso wie Selbstständige, 
die ihre Erwerbstätigkeit aufgegeben 
haben, als mögliche EGF-Begünstigte im 
Sinne dieser Verordnung gelten.

Selbstständige, die ihre Erwerbstätigkeit 
aufgegeben haben, sollten unabhängig von 
der Art ihres Beschäftigungsvertrags oder 
-verhältnisses gleichermaßen Zugang zum 
EGF haben. Deshalb sollten entlassene 
Arbeitnehmer ebenso wie Selbstständige
einschließlich geschäftsführender 
Inhaber von Mikrounternehmen und 
kleinen Unternehmen, die ihre 
Erwerbstätigkeit aufgegeben haben, als 
mögliche EGF-Begünstigte im Sinne dieser 
Verordnung gelten.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Damit Begünstigte möglichst 
effektiv und rasch unterstützt werden 
können, sollten die Mitgliedstaaten ihr 
Möglichstes tun, um vollständige Anträge 
für einen Finanzbeitrag des EGF 
vorzulegen. Verlangt die Kommission 
zusätzliche Informationen für die 
Bewertung eines Antrags, sollte die 
Bereitstellung dieser Informationen nur 
begrenzte Zeit in Anspruch nehmen.

(22) Damit Begünstigte möglichst 
effektiv und rasch unterstützt werden 
können, sollten die Mitgliedstaaten ihr 
Möglichstes tun, um vollständige Anträge 
für einen Finanzbeitrag des EGF 
vorzulegen. Verlangt die Kommission 
zusätzliche Informationen für die 
Bewertung eines Antrags, sollte die 
Bereitstellung dieser Informationen nur 
begrenzte Zeit in Anspruch nehmen. Es 
bedarf einer engen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, damit die in dieser 
Verordnung festgelegten Fristen für die 
Prüfung von Anträgen auf die 
Gewährung eines Finanzbeitrags aus dem 
EGF eingehalten werden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27a) Um den insbesondere während der 
ersten Monate jedes Jahres, in denen die 
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Möglichkeiten von Mittelübertragungen 
aus anderen Haushaltslinien häufig 
eingeschränkt sind, entstehenden Bedarf 
zu decken, sollte im Rahmen des 
jährlichen Haushaltsverfahrens ein 
angemessener Betrag an Mitteln für 
Zahlungen für die Haushaltslinie des 
EGF zur Verfügung gestellt werden.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Unter Anerkennung der Bedeutung 
des Klimaschutzes gemäß den Zusagen der 
Union zur Umsetzung des Pariser 
Klimaschutzübereinkommens und der VN-
Ziele für nachhaltige Entwicklung wird 
dieses Programm dazu beitragen, 
Klimaschutzmaßnahmen in alle 
Politikbereiche der Union einzubeziehen 
und das allgemeine Ziel von 25 % der 
Ausgaben aus dem Unionshaushalt für die 
Unterstützung von Klimaschutzzielen zu 
erreichen. Entsprechende Maßnahmen 
werden während der Vorbereitung und 
Durchführung des Fonds ermittelt und im 
Rahmen der Evaluierung erneut bewertet.

(37) Unter Anerkennung der Bedeutung 
des Klimaschutzes gemäß den Zusagen der 
Union zur Umsetzung des Pariser 
Klimaschutzübereinkommens und der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung der 
Vereinten Nationen wird dieses Programm 
dazu beitragen, Klimaschutzmaßnahmen in 
alle Politikbereiche der Union 
einzubeziehen und das allgemeine Ziel von 
25 % der Ausgaben aus dem 
Unionshaushalt für die Unterstützung von 
Klimaschutzzielen über die Laufzeit des 
MFR 2021–2027 hinweg und möglichst 
bald, spätestens jedoch bis 2027, ein 
Jahresziel von 30 % zu erreichen. 
Entsprechende Maßnahmen werden 
während der Vorbereitung und 
Durchführung des Fonds ermittelt und im 
Rahmen der Evaluierung erneut bewertet.

Begründung

Das Europäische Parlament forderte in seiner Entschließung vom 14. März 2018 mit dem 
Titel „Der nächste MFR: Vorbereitung des Standpunkts des Parlaments zum MFR nach 
2020“ (2017/2052(INI)), dass möglichst bald, spätestens aber 2027, 30 % der Ausgaben aus 
dem Unionshaushalt für den Klimaschutz aufgewendet werden.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das allgemeine Ziel des 
Programms besteht darin, Solidarität 
gegenüber entlassenen Arbeitnehmern und 
Selbstständigen, die ihre Erwerbstätigkeit 
im Zuge unerwarteter größerer 
Umstrukturierungsmaßnahmen im Sinne 
von Artikel 5 aufgegeben haben, zu 
bekunden und sie zu unterstützen.

1. Das allgemeine Ziel des 
Programms besteht darin, Solidarität 
gegenüber entlassenen Arbeitnehmern und 
Selbstständigen, die ihre Erwerbstätigkeit 
im Zuge unerwarteter größerer 
Umstrukturierungsmaßnahmen im Sinne 
von Artikel 5 aufgegeben haben, zu 
bekunden und Maßnahmen zugunsten 
einer Wiederbeschäftigung finanziell zu 
unterstützen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Das spezifische Ziel des EGF 
besteht darin, Unterstützung bei 
unerwarteten größeren 
Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 
vor allem bei solchen, die durch 
globalisierungsbedingte 
Herausforderungen, wie z. B. 
Veränderungen im Welthandelsgefüge, 
Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 
CO2-armen Wirtschaft, oder durch 
Digitalisierung bzw. Automatisierung 
verursacht werden. Besonderes Gewicht 
liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 
der am stärksten benachteiligten Gruppen.

2. Das spezifische Ziel des EGF 
besteht darin, Unterstützung mit Blick auf 
die Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt bei unerwarteten größeren 
Umstrukturierungsmaßnahmen anzubieten, 
vor allem bei solchen, die durch 
globalisierungsbedingte 
Herausforderungen, wie z. B. 
Veränderungen im Welthandelsgefüge, 
Handelsstreitigkeiten, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen oder Übergang zu einer 
CO2-armen Wirtschaft, oder durch 
Digitalisierung bzw. Automatisierung 
verursacht werden. Besonderes Gewicht 
liegt auf Maßnahmen zur Unterstützung 
der am stärksten benachteiligten Gruppen.
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Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Der Finanzbeitrag des EGF ist auf 
das zur Bereitstellung einer befristeten, 
einmaligen Unterstützung der zu 
unterstützenden Begünstigten notwendige 
Maß beschränkt. Die vom EGF 
unterstützten Maßnahmen entsprechen dem 
Unions- und dem nationalen Recht 
einschließlich den Rechtsvorschriften über 
staatliche Beihilfen.

3. Der Finanzbeitrag des EGF ist auf 
das zur Bekundung von Solidarität mit 
den und zur Bereitstellung einer 
befristeten, einmaligen Unterstützung der 
zu unterstützenden Begünstigten 
notwendige Maß beschränkt. Die vom EGF 
unterstützten Maßnahmen entsprechen dem 
Unions- und dem nationalen Recht 
einschließlich den Rechtsvorschriften über 
staatliche Beihilfen.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten machen die 
Herkunft von Unionsmitteln durch die 
kohärente, wirksame und gezielte 
Information verschiedener Zielgruppen –
einschließlich gezielter Information der zu 
unterstützenden Begünstigten, der lokalen 
und regionalen Behörden, der 
Sozialpartner, der Medien und der 
Öffentlichkeit – bekannt und stellen sicher, 
dass die Unionsförderung Sichtbarkeit 
erhält.

1. Die Mitgliedstaaten machen die 
Herkunft von Unionsmitteln durch die 
kohärente, wirksame und gezielte 
Information verschiedener Zielgruppen –
einschließlich gezielter Information der zu 
unterstützenden Begünstigten, der lokalen 
und regionalen Behörden, der 
Sozialpartner, der Medien und der 
Öffentlichkeit – bekannt und stellen sicher, 
dass die Unionsförderung Sichtbarkeit 
erhält. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass der europäische Mehrwert der 
Finanzierung hervorgehoben wird und 
dass sie die Kommission in ihren 
Bemühungen um die Erhebung von 
Daten unterstützen, damit die 
Haushaltstransparenz gestärkt wird.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kommission unterhält eine in 
allen Amtssprachen der Organe der Union 
zugängliche Online-Präsenz, die 
regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht wird und aktualisierte 
Informationen über den EGF, Leitlinien für 
die Einreichung von Anträgen sowie 
Informationen über genehmigte und 
abgelehnte Anträge und über die Rolle des 
Europäischen Parlaments und des Rates im 
Haushaltsverfahren bietet.

2. Die Kommission unterhält eine in 
allen Amtssprachen der Organe der Union 
zugängliche benutzerfreundliche Online-
Präsenz, die regelmäßig auf den neuesten 
Stand gebracht wird und aktualisierte 
Informationen und Durchführungsdaten 
über den EGF seit seiner Einrichtung, 
Leitlinien für die Einreichung von 
Anträgen sowie Informationen über 
genehmigte und abgelehnte Anträge und
über die Rolle des Europäischen 
Parlaments und des Rates im 
Haushaltsverfahren bietet.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Bedingungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags des 
EGF erfüllt sind, so ersucht sie im 
Einklang mit Artikel 31 der 
Haushaltsordnung um eine Übertragung 
von Mitteln auf die entsprechenden 
Haushaltslinien.

1. Kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Bedingungen für die 
Bereitstellung eines Finanzbeitrags des 
EGF erfüllt sind, so legt sie einen 
Vorschlag für dessen Inanspruchnahme 
vor. Das Europäische Parlament und der 
Rat entscheiden gemeinsam binnen eines 
Monats nach der Übermittlung des 
Vorschlags an das Europäische 
Parlament und den Rat, ob der EGF in 
Anspruch genommen wird. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit, das 
Europäische Parlament mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln 
der abgegebenen Stimmen.

Zeitgleich mit ihrem Vorschlag für einen 
Beschluss über die Inanspruchnahme des 
EGF unterbreitet die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Vorschlag für die Übertragung von 
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Mitteln auf die entsprechenden 
Haushaltslinien. Kommt keine Einigung 
zustande, wird ein Trilogverfahren 
eingeleitet.

Die Mittelübertragungen für den EGF 
werden gemäß Artikel 31 der 
Haushaltsordnung vorgenommen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Wird um eine Mittelübertragung 
ersucht, muss eine Zusammenfassung der 
Prüfung der Förderfähigkeit des Antrags 
beigefügt werden.

entfällt

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Kommission nimmt einen 
Beschluss über einen Finanzbeitrag im 
Wege eines Durchführungsrechtsakts an, 
der an dem Tag in Kraft tritt, an dem die 
Kommission darüber unterrichtet wird, 
dass das Europäische Parlament und der 
Rat der Übertragung von 
Haushaltsmitteln zustimmen. Der 
Beschluss gilt als Finanzierungsbeschluss 
im Sinne von Artikel 110 der 
Haushaltsordnung.

3. Die Kommission nimmt einen 
Beschluss über einen Finanzbeitrag im 
Wege eines Durchführungsrechtsakts an, 
der an dem Tag in Kraft tritt, an dem das 
Europäische Parlament und der Rat über 
die Inanspruchnahme des EGF 
beschließen.
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Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Ein Vorschlag für einen Beschluss 
über die Inanspruchnahme des EGF 
gemäß Absatz 1 umfasst Folgendes:

(a) die gemäß Artikel 9 Absatz 4 
durchgeführte Bewertung mit einer 
Zusammenfassung der Angaben, die 
dieser Bewertung zugrunde liegen,

(b) den Nachweis, dass die Kriterien 
gemäß den Artikeln 5 und 10 erfüllt sind, 
und

(c) eine Begründung der Höhe der 
vorgeschlagenen Beträge.
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